— 319 — 


Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 28. —— 


(Nr. 4907.) Uebereinkunft unter den Rheinuferſtaaten, den Bau der ſtehenden Rheinbruͤcke 
zu Coͤln betreffend. Vom 7. Mai 1858. 


Fasirisen den unterzeichneten zu einer außerordentlichen Seſſion der Central⸗ 
Kömmiſſion für die Rheinſchiffahrt zuſammengetretenen Bevollmächtigten der 
Rheinuferſtaaten iſt heute in beſonderem Auftrage Ihrer Regierungen folgende 
Uebereinkunft vereinbart worden: + 


Artikel J. 


Die Schiffe und Floͤſſe, welche die ſtehende Bruͤcke bei Coͤln paſſiren 
werden, haben dafür keine Durchlaßgebuͤhr zu entrichten; die Königlich Preu⸗ 
ßiſche Regierung verzichtet auf die Erhebung einer ſolchen Gebuͤhr bei Coͤln 
ſelbſt fuͤr den Fall, wenn neben der ſtehenden Bruͤcke eine Schiffbruͤcke beibe⸗ 
halten oder wieder aufgerichtet werden ſollte. 


Artikel II. 


Den Eigenthuͤmern derjenigen zur Fahrt auf dem Rhein berechtigten 
Segel- und Dampfſchiffe, welche nicht jetzt ſchon zum Paſſiren feſter, nach 
oben geſchloſſener Bruͤcken eingerichtet ſind, und welche bereits bisher, oder doch 
laͤngſtens binnen drei Monaten nach der Hinterlegung der Ratifikations⸗Urkun⸗ 
den dieſer Uebereinkunft, den Strom an Coͤln vorüber befahren haben, wird 
eine Entſchaͤdigung für die Vorrichtungen zum Senken und Wiederaufrichten der 
Maſte, beziehungsweiſe der Kamine, aus der Preußiſchen Staatskaſſe gewaͤhrt 
werden. Dieſe Entſchaͤdigung gilt zugleich als Verguͤtung 

für das Stillliegen des Schiffes während der zum Anbringen der Vorrich— 
tungen erforderlichen Zeit, 

fuͤr die etwaige Erſchwerung des Dienſtes auf dem Schiffe, 

für die eventuelle Beſchraͤnkung des nutzbaren Laderaums, endlich 
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fuͤr alle ſonſtigen Anſchaffungen und Aenderungen, welche in Folge jener 
Vorrichtungen fuͤr einzelne Fahrzeuge nothwendig werden koͤnnen. 


Schiffe, welche an ſich zur Entſchaͤdigung zuzulaſſen, aber erſt nach dem 
in dieſem Artikel beſtimmten aͤußerſten Termin an Coͤln voruͤbergefahren ſind, 
desgleichen Schiffe, bei welchen wegen Alters oder Schadhaftigkeit die Vor— 
richtung zum Senken und Heben nicht mehr ausgefuͤhrt werden kann, endlich 
alle vom Tage der Vollziehung dieſes Vertrages ab neu zu bauenden Schiffe 
haben keinen Anſpruch auf Entſchaͤdigung. 


Artikel III. 


Im Einverſtaͤndniſſe ſaͤmmtlicher Uferſtaaten wird die Entſchaͤdigung in 
Bauſch und Bogen auf feſte Geldſaͤtze nach Maaßgabe der Ladungsfaͤhigkeit 
der einzelnen Fahrzeuge feſtgeſtellt und ein- fuͤr allemal gewaͤhrt, wie folgt: 


A. Bei Dampfſchiffen: 


1) Fuͤr Dampfſchlepper von mehr als zweihundert Pferdekraft mit 350 Rthlr. 

2) Kür kleinere Dampfſchlepper und große Perſonenboote mit. 250 „ 

3) Fuͤr kleinere Dampfboote, ſofern ſie uͤberhaupt einer Vor— 
richtung zum Senken der Kamine bei ihrer Durchfahrt un⸗ 
Wer a / „ 100 


2 


B. Bei Segelſchiffen: 


1) Fuͤr Schiffe von 10,000 Ztr. und mehr mit 950 Rthlr. im Mittel 
9 * „ 10,000 bis 8000 Ztr. 950 750 Kthlr. 850 Rthlr. 
3) = = - 8,000 = 6000 - - 750-550 = 650 
4) =: E = 6,000 = 4000 = 550—350 = 450 = 
5) = „ „4,000 3000 f 90250 % 1800 
W = „ 3,000 = 1500 : - 250—150 = 200 = 
7) = = = 1,500 = 800 = „ 150— 30 = 90 - 
8) - = 800 = und weniger Tragfähigkeit 25 Rthlr. 


Für Schiffe, deren Tragfähigkeit zwiſchen die angegebenen Grenzen hin⸗ 
einfällt, 5 nach Maaßgabe dieſer Skala die Entſchaͤdigung verhältnißmäßig 
auszumitteln. 


Die Feſtſtellung des Entſchaͤdigungsbetrages fuͤr jedes einzelne Schiff 
erfolgt durch das Königlich Preußiſche Eiſenbahn-Kommiſſariat zu Coͤln end— 
guͤltig unter Ausſchluß jedes Rekurſes. 


Artikel IV. 


Die Schiffseigenthuͤmer, welchen nach den vorſtehenden Beſtimmungen 
ein Entſchaͤdigungsanſpruch zuſteht, haben denſelben nach der amtlichen nr 
forde⸗ 
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forderung, welche die Regierungen der Uferſtaaten in ihren Gebieten erlaſſen 
werden, ſpaͤteſtens bis zum 31. Dezember dieſes Jahres, bei Verluſt ihres 
Anrechts, bei dem Königlich Preußiſchen Eiſenbahn⸗Kommiſſariate zu Cöln an⸗ 
zumelden. Dieſe Anmeldung muß von der Vorlage des Patents und des 
Aichſcheins begleitet ſein. Dieſelben haben ferner durch eine Beſcheinigung des 
Hafen⸗Kommiſſariats zu Coͤln nachzuweiſen, daß fie mit dem in dem Patent 
bezeichneten Schiffe einmal und ſpaͤteſtens binnen drei Monaten nach Hinter⸗ 
legung der Ratifikations-Urkunden dieſer Uebereinkunft auf dem Rhein vor 
Coͤln voruͤbergefahren find. 


Das Königlich Preußiſche Eiſenbahn-Kommiſſariat zu Coͤln wird den 
Schiffseigenthuͤmern über die erfolgte Anmeldung eine Beurkundung mit der 
Zuſage ertheilen, daß, wenn die nachſtehend bezeichneten Bedingungen von ih— 
nen erfüllt fein werden, der Schiffseigenthuͤmer auf die der Summe nach ge⸗ 
nau zu bezeichnende Entſchaͤdigung Anſpruch habe. Demnaͤchſt haben die 
Schiffseigenthuͤmer die zum Senken und Heben der Maſte, beziehungsweiſe der 
Kamine, nöthigen Vorrichtungen anfertigen zu laſſen und mit den ſo hergerich— 
teten Schiffen die ſtehende Bruͤcke bei Coͤln ſpaͤteſtens bis zum Schluſſe der 
Schiffahrt des Jahres 1860. zu paſſiren. 


Nach Erfuͤllung dieſer Bedingungen, woruͤber ein Zeugniß des Coͤlner 
Hafen⸗Kommiſſariats beizubringen iſt, wird den Schiffseigenthumern der Betrag 
der Entſchaͤdigung auf Anweiſung des Koͤniglich Preußiſchen Eiſenbahn-Kom⸗ 
miſſariats zu Coͤln von der dortigen Regierungs-Hauptkaſſe ausgezahlt werden. 
Die Zahlung erfolgt an den Schiffseigenthuͤmer, welchen das Patent als fol- 
chen ausweiſt, oder an deſſen gehörig beglaubigten und in gleicher Weiſe legi⸗ 
timirten Bevollmaͤchtigten. 


Artikel V. 


Die Koͤniglich Preußiſche Regierung uͤbernimmt es, vom erſten April 
1859. bis zum Schluſſe des Jahres 1860. neben der ſtehenden Bruͤcke zu 
Coͤln eine dem Beduͤrfniſſe entſprechende Anzahl von proviforifchen Krahnen⸗ 
Anlagen zum Heben und Senken der Maſte aufſtellen zu laſſen. Eine Ge⸗ 
buͤhr fuͤr deren Huͤlfsleiſtung wird von den Schiffern nicht erhoben werden. 


Artikel VI. 


Die Regierungen von Baden, Bayern, Frankreich, Heſſen, Naſſau und 
Niederland betrachten die früheren Bedenken gegen die Konſtruktion der ſtehen⸗ 
den Rheinbruͤcke bei Cöln, namentlich nach deren bereits verfuͤgter Hoͤherlegung 
auf 53 Fuß Preußiſch, fuͤr erledigt; ſie erkennen an, daß Preußen in Betreff 
dieſer Brücke durch Uebernahme der in dieſem Vertrage bezeichneten Leiſtungen 
allen denjenigen Intereſſen und Rechten der freien Schiffahrt auf dem Rhein 
genügt, welche auf den bezüglichen voͤlkerrechtlichen Vereinbarungen beruhen, 
oder durch Anwendung des Art. 67. der Rheinſchiffahrts-Konvention vom 
31. März 1831. auf den Coͤlner Bruͤckenbau begründet werden koͤnnen; fie 
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erklaͤren Ihrerſeits, bei fpäteren feſten Ueberbruͤckungen des Rheins auf Ihren 
Gebieten daruͤber wachen zu wollen, daß das Intereſſe der freien Schiffahrt 
und Floͤſſerei in einer den Verträgen und Beduͤrfniſſen entſprechenden Weiſe 
gewahrt werde. 


Artikel MI. 


Gegenwaͤrtige Uebereinkunft ſoll nach erfolgter landesherrlicher Geneh— 
migung durch miniſterielle Urkunden ratifizirt werden und dadurch die Kraft 
und Wirkung eines Staatsvertrages erhalten. Die von jedem Uferſtaat in 
einem Exemplar auszufertigenden Ratifikations-Urkunden ſollen am 11. Juni 
dieſes Jahres in das Archiv der Centralkommiſſion niedergelegt werden. 


Mainz, am 7. Mai 1858, 


Für Baden: von Uria. 
Bayern: von Kleinſchrod. 
Frankreich: Goepp. 

eſſen: Schmitt. 

aſſau: von Zwierlein. 
Niederlande: Travers. 
Preußen: Matzerath. 


(IL. S.) 


* 


WIN \ 


va 


Di. vorſtehende Uebereinkunft iſt auf Grund der Allerhoͤchſten Order vom 
3. Juni 1858. ratifizirt, auch von Seiten ſaͤmmtlicher uͤbriger Rheinuferſtaaten 
ratifizirt, und es find die Ratifikations⸗Urkunden in das Archiv der Rheinſchif⸗ 
fahrts⸗Centralkommiſſion zu Mainz am 11. Juni 1858. niedergelegt worden. 


(Nr. 4908.) 


(Nr. 4908.) Bekanntmachung, betreffend die Beſtaͤtigung des Nachtrags zu dem Statute 
der „Vereinigungsgeſellſchaft für Steinkohlenbau“ im Wurmrevier. Vom 
N 17. Juni 1858. 


Di unterm 30. Oktober 1836. und 29. Dezember 1851. Allerhoͤchſt beſtäͤ⸗ 
tigten Statuten der „Vereinigungsgeſellſchaft fuͤr Steinkohlenbau im Wurm⸗ 
revier“ ſind, auf Grund der von derſelben in der Generalverſammlung vom 
27. Oktober 1857. gefaßten Beſchluͤſſe, in mehreren Artikeln abgeaͤndert, und 
es iſt der dieſe Abaͤnderungen feſtſtellende Statutnachtrag, in Gemaͤßheit der 
von Seiner Majeſtaͤt dem Könige in dem Allerhöchften Erlaß vom 31. Mai 
1858. uns ertheilten Ermaͤchtigung, mit der in dieſem Allerhoͤchſten Erlaſſe 
enthaltenen Maaßgabe von uns beſtaͤtigt worden, was nach der Beſtimmung 
des H. 3. des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom 9. November 1843. 
hierdurch mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird, daß der 
Statutnachtrag nebſt der Beſtätigungs-Urkunde durch das Amtsblatt der Kö- 
niglichen Regierung zu Aachen veroͤffentlicht werden wird. 


Berlin, den 17. Juni 1858. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und Der 
öffentliche Arbeiten. Juſtizminiſter. 
v. d. Heydt. Simons. 


(Nr. 4909.) Bekanntmachung der Miniſterial⸗Erklaͤrung vom 10. Juni 1858., die Eꝛweite⸗ 
rung des Art. 17. der zwiſchen Preußen und Braunſchweig abgeſchloſſe— 
nen Uebereinkunft zur Befoͤrderung der Rechtspflege vom 4 Dezember 
1841. betreffend. Vom 23. Juni 1858. 


wiſchen der Koͤniglich Preußiſchen und der Herzoglich Braunſchweigſchen 
Regierung iſt in Erweiterung und Erlaͤuterung des Art. 17. der Uebereinkunft 
zur Beförderung der Rechtspflege vom 3. Dezember 1841. (Gefeg- Sammlung 
für die Preußiſchen Staaten Jahrgang 1842. S. 1. ff.) die nachſtehende Ver⸗ 
einbarung getroffen worden: 

„Verſicherungsgeſellſchaften koͤnnen wegen aller auf den Verſiche— 
rungsvertrag bezuͤglichen Anſpruͤche nicht nur vor den Gerichten des Lan⸗ 
des, in welchem die Direktion der Verſicherungsgeſellſchaft ſich befindet, 
ſondern auch vor den Gerichten des Ortes belangt werden, wo die 

(Nr. 49084909.) Haupt⸗ 
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Haupt⸗Agentur, durch welche der Verſicherungsvertrag vermittelt worden 
iſt, ihren Sitz hat.“ 


Dem zu Urkund iſt vorſtehende Erklaͤrung ausgefertigt worden, und 
ſoll dieſelbe nach erfolgter Aus wechſelung gegen eine uͤbereinſtimmende Erklaͤ— 
rung des Herzoglich Braunſchweig-Luͤneburgſchen Staatsminiſteriums öffentlich 
bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 10. Juni 1858. 
Der Königlich Preußiſche Miniſterpräſident, Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten. 
(L. S.) v. Manteuffel. 


Vi. ebende Miniſterial⸗Erklaͤrung wird, nachdem fie gegen eine uͤbereinſtim— 

mende Erklärung des Herzoglich Braunſchweig-Luͤneburgſchen Staatsminiſte⸗ 

riums vom 15. Juni d. J. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch bekannt gemacht. 
Berlin, den 23. Juni 1858. 


Der Minifterpräfident, Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
v. Manteuffel. 


Redigirt im Bureau des Staats-Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 
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